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«Statt BWZ-Neubau kommen
Abrissbirnen und Container»
20 Jahre muss die Berufsschule
Rapperswil voraussichtlich
warten, bis der Neubau steht.
Dies hat eine Mehrheit des
Kantonsrats gestern gegen den
Widerstand von Politikern aus
dem Linthgebiet entschieden.

Von Marc Allemann

St. Gallen. –Auffällig viele Kantonsrä-
te aus dem Linthgebiet meldeten sich
an der gestrigen Session in St. Gallen
zuWort. Behandelt wurde die Planung
eines Neubaus des Berufs- undWeiter-
bildungszentrum Rapperswil (BWZ).
Die Regierung will die Planung des
Projekts erst 2023 aufnehmen.
Die vorberatende Kommission ver-

langte von der Regierung, das Projekt
unverzüglich umzusetzen. Die Ge-
bäude des BWZ seien dringend sanie-
rungsbedürftig (die «Südostschweiz»
berichtete).
«Wollen wir eine rasche Sanierung

oder schickt der KantonAbrissbirnen
und Schulcontainer nach Rappers-
wil?», fragte KantonsrätinYvonne Su-
ter. Die Bürger würden vom Rat eine
einfache Antwort verlangen, so die
CVPlerin aus Rapperswil-Jona. Das
BWZ brauche jetzt Klarheit, wie es
weitergehen solle.
DieAntwort der Ratsmehrheit war

denn auch einfach: Mit 65 zu 45 Stim-
men lehnte sie denAntrag aufVorver-
schiebung ab.

Feurige Voten für die Bildung
DerAbstimmung war ein Schwall von
Wortmeldungen vorausgegangen. So
bekannte Roland Hartmann (SVP),
dass er gegen denWillen seiner Frak-
tion für eineVorverschiebung des Pro-
jekts sei. Vor 25 Jahren habe er eine
kaufmännische Ausbildung am BWZ
genossen. «Schon damals galt das Ge-
bäude drei als Provisorium», offen-
barte Hartmann.
Beim BWZ-Thema kannten die Re-

gionalpolitiker keine Parteigrenzen.
Beat Jud (CVP,Schmerikon),JosefKof-
ler (SP, Uznach), Peter Zuberbühler

(FDP, Gommiswald) und Silvia Kün-
dig-Schlumpf (Grüne, Rapperswil-Jo-
na) gaben ebenfalls feurige Voten für
die Berufsschule ab. Das duale Bil-
dungssystem müsse gestärkt werden,
die Berufslehre dürfe nicht auf Kosten
von Hochschulausbildungen leiden.

Bürgerliche üben sich in Disziplin
Die teilweise emotionalen Aufrufe,
das BWZ zu retten, liessen die FDP-
und SVP-Fraktion kalt. Der Kantons-
rat habe die jährlichen Investitionen
in Bauprojekte mit grossem Mehr be-
schlossen, argumentierte die FDP und
warnte vor regionalpolitischen Mus-
kelspielen.
Ins gleicheHorn blies auch die SVP.

Die Prioritäten seien bei den Baupro-
jekten im Bildungsbereich richtig

durchdacht. Das Denken in Regionen
sei falsch. Gegen die Phalanx von
SVP und FDPwaren die anderen Par-
teien machtlos. Neben dem Antrag
für das BWZ lehnte es der Rat auch
ab, die Sanierung des Berufs- und
Weiterbildungszentrums St. Gallen
vorzuverlegen.

«Was wollen Sie eigentlich?»
Den Bericht zur Investitionsplanung
im Bildungsbereich nannte Regie-
rungsrat Stefan Kölliker «beispiel-
haft».Wirtschaftlich bedrohte Regio-
nen würden mit den geplanten Bau-
vorhaben gestärkt. EinVorhaben wie
das BWZnun vorzuziehen,würde an-
dere Projekte gefährden.
Ein Container als Übergangslösung,

wie er wahrscheinlich in Rapperswil-

Jona nötig wäre, sei keine schlechte
Option. «An der Kantonsschule Sar-
gans arbeitet man schon seit Jahren in
Containern». Obwohl Kölliker dem
Rat empfahl, den Antrag BWZ abzu-
lehnen,hielt er demLinthgebiet einen
Olivenzweig hin. Eine frühere Pla-
nung des Projekts sei allenfalls mög-
lich, frühestens zwischen 2013 und
2017. Festlegen auf diese Daten woll-
te sich Kölliker jedoch nicht.
«Was wollen Sie eigentlich?», fragte

Bauchef und Regierungsratspräsident
Willi Haag mit Blick auf die bürgerli-
chen Politiker aus dem Linthgebiet.
Zuerst habeman das Baudepartement
mit Sparvorgaben gebremst. «Eine
Session später wollen sie wieder Gas
geben und spielen Projekte gegeinan-
der aus». KOmmEntar 5. SPaLtE

KOmmEntar

Die Spar-Suppe
auSlöffeln
Von Marc Allemann

Die Wortmeldungen im Kantonsrat
zum Berufs- undWeiterbildungs-
zentrum Rapperswil (BWZ) woll-
ten kein Ende nehmen. Die Politi-
ker aus der Region betonten uni-
sono, dass der Neubau des BWZ
wichtig für das Linthgebiet sei. Es
gehe schliesslich um die Zukunft
der Berufsbildung, sagten sie.

Doch eine bürgerliche Mehrheit
von FDP und SVP wollte an der
Investitionsplanung nicht rütteln.
Sie warnten vor regionaler Bevor-
zugung. Schliesslich gehe es ums
Prinzip, sagten sie.

Dass das BWZ in Rapperswil-Jona
dringend sanierungsbedürftig ist,
ist unbestritten.Warum muss das
Projekt hinten anstehen? Bildungs-
chef Stefan Kölliker weiss darauf
keine klareAntwort. 80 Prozent
der Jugendlichen im Kanton ma-
chen eine Berufslehre. Einen guten
Grund, diese Jugendlichen im Re-
gen stehen zu lassen, gibt es nicht.

Es ist himmeltraurig, dass ein bei-
nahe ausgereiftes und dringliches
Bildungsprojekt imAktenschrank
verstaubt. Doch dies ist unumgäng-
lich, denn die Sparvorgaben des
Kantonsrats, die er in der Februar-
session beschloss, fordern Opfer.

Eines dieser Opfer ist das BWZ.
Es muss hinten anstehen, hinter
anderen wichtigen Bauprojekten
im Bildungsbereich. Besonders die
bürgerlichen Kantonsräte im Linth-
gebiet solltenVerständnis dafür ha-
ben. Schliesslich haben sie uns die-
se Spar-Suppe eingebrockt – und
die Lehrlinge, die in Rapperswil-
Jona die Berufsschule besuchen,
müssen sie auslöffeln.

mallemann@suedostschweiz.ch

Beni Würth wechselt die Seite
An der gestrigen Session konnte Beni Würth zum ersten Mal als Regierungsrat Platz nehmen. Der ehe-
malige Kantonsrat und Stadtpräsident von Rapperswil-Jona fühlte sich offensichtlich wohl in seiner Haut.
Von allen Seiten bekam er Glückwünsche – hier von Kantonsrat Beat Tinner. Bild Regina Kühne

Geballte Ladung aus dem Linthgebiet: Peter Zuberbühler (FDP, links), Yvonne Suter (CVP) und Beat Jud (CVP) wollen
beim Thema BWZ alle zu Wort kommen. Bilder Regina Kühne

St. Galler Regierung wird
das SVA-Präsidium entzogen
DieVerwaltungskommission
(VK) der Sozialversicherungs-
anstalt (SVA) des Kantons
St. Gallen wird nicht mehr von
einem Mitglied der Regierung
präsidiert. Regierungsrätin
Kathrin Hilber (SP) erklärte,
sie schlucke diese Kröte.

St. Gallen. – Die Staatswirtschaftli-
che Kommission des Kantonsrats leg-
te gestern ihren Bericht über die SVA
vor. Präsidiert hatte die Kommission
der Gommiswalder Peter Göldi. Im
Papier ging es umVorwürfe gegen den
früheren SVA-Direktor Linus Der-
mont, dessen Rückritt 2010 und um
allfällige Konsequenzen aus denVor-
fällen. Dermont war 2009 wegenVet-
ternwirtschaft in die Kritik geraten.
DieWahl seiner Lebenspartnerin in

die SVA-Geschäftsleitung wurde da-
raufhin von der Regierung rückgängig
gemacht, und der Direktor musste
Boni zurückzahlen.

«Schwedenreise»
Im Bericht war auch von einer Bil-
dungsreise derVK nach Schweden die
Rede.Dort soll jedesMitglied der SVA-
Aufsicht für drei Sitzungen jeweils 350
Franken erhalten haben. Das Geld
zahlten dieVK-Mitglieder zurück.
Die Staatswirtschaftliche Kommis-

sion empfahl in ihrem Bericht, ge-
stützt auch auf zwei externe Gutach-
ten, die SAK-VK mit Fachkräften aus
demRecht und der Informatik zusam-
menzustellen. Zudem soll künftig ein
Mitglied der Regierung zwar der VK
angehören, dieses Gremium aber in
Zukunft nicht mehr präsidieren.
Die Fraktionen von CVP, FDP und

SVP sahen im ganzen SVA-Knatsch
auch bei SP-Regierungsrätin Kathrin
Hilber eine gewisse Mitschuld.

Bürgerliche Phalanx
Die Bürgerlichen reichten darum eine
dringliche Motion ein, wonach das
Präsidium der Verwaltungskommissi-
on nicht mehr von einemMitglied der
Regierung präsidiert werden dürfe.
Die Motion wurde mit 85 zu 24 Stim-
men für erheblich erklärt.
Die SP-Fraktion stellte sich hinter

ihre Regierungsrätin. Die SP-Spreche-
rin sprach von einerMachtdemonstra-
tion. Die SP wollte mit einer dringli-
chen Motion die gesamteVK neu be-
stellt haben. DerVorstoss wurde deut-
lich abgelehnt.
Kathrin Hilber richtete sich am

Schluss der Debatte mit einer persön-
lichen Erklärung ans Parlament: «Ich
schlucke diese Kröte», sagte sie.Aber
sie sei nicht in den Sumpf geraten und
selbst zu einer Kröte geworden, sagte
Kathrin Hilber. (sda)


